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Mitteilung Berlin, den 30. Oktober 2014 

 Die 21. Sitzung des Ausschusses Digitale Agenda 
findet statt am  
Mittwoch, dem 5. November 2014, 14:00 Uhr 
11011 Berlin, Konrad-Adenauer-Str. 1 
Sitzungssaal: PLH E.200 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 227-32612 
Fax: +49 30 227-36159 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 227-30269 
Fax: +49 227-36295 

 

Achtung! 
Abweichende Sitzungszeit! 
  

  

  
Tagesordnung - Öffentliches Fachgespräch 
 
 

  

Tagesordnungspunkt 1 

Öffentliches Fachgespräch zum Thema "Open Data" 
 
 

 

 

Liste der Sachverständigen, 
Selbstbefassung 18(24)SB07 

 
 

  

 
 

 Fragenkatalog 
Selbstbefassung 18(24)SB08 

 

 
 

  
Interessierte Besucherinnen und Besucher werden gebeten, sich unter Angabe ihres Namens 
und Geburtsdatums bis zum 4. November 2014, 17.00 Uhr beim Ausschusssekretariat 
anzumelden:  
ada@bundestag.de  
Bitte bringen Sie Ihren gültigen Personalausweis mit. 
 
 
Jens Koeppen, MdB 
Vorsitzender 

  

http://sysivus.bundestag.btg:7800/volltexte/06/06791E05D1662211E05350F91AAC0DC8.docx
http://sysivus.bundestag.btg:7800/volltexte/06/06791E05D1672211E05350F91AAC0DC8.docx
mailto:ada@bundestag.de
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Thema: 
 

Open Data 

 
 

 
Prof. Dr. Justus Haucap 
Düsseldorf Institute for Competition Economics (DICE) 
 
 
Mathias Schindler 
Bundestagsbüro Julia Reda, MdEP 
 
 
Christian Heise 
Open Knowledge Foundation Deutschland 
 
 
Renate Mitterhuber  
Freie und Hansestadt Hamburg, Finanzbehörde 
 
Prof. Dr. Ina Schieferdecker 
Fraunhofer FOKUS 

 
 

  

Liste der Sachverständigen 

Öffentliches Fachgespräch  
am Mittwoch, 5. November 2014,14.00 bis 16.00 Uhr im  
Sitzungssaal E.200 Jakob-Kaiser-Haus (JKH) 
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Fragenkatalog für das öffentliche Fachgespräch des Ausschusses Digitale Agenda 

zum Thema „Open Data“ 

am Mittwoch, dem 5. November 2014 

 

 

1. Welche gesellschaftlichen und ökonomischen Potenziale bietet Open Data aus Ihrer Sicht? In 

welchen Bereichen sehen Sie Chancen für Innovationen und wirtschaftliches Wachstum? Die EU-

Kommission hat das EU-weite wirtschaftliche Potential von Open Data mit 140 Mrd. Euro 

beziffert - wo sehen Sie besondere Potentiale für die deutsche Wirtschaft? Was muss von 

deutscher Seite getan werden, um den Prozess der Nutzung von Open Data weiter 

voranzubringen? 

 

2. Bestehen Schwierigkeiten oder Widerstände, wenn es um die Öffnung von Datenbeständen der 

Verwaltung geht? Sehen Sie Handlungsbedarf bei der Formulierung und Auslegung des § 5 UrhG? 

Wie bewerten Sie die bestehenden Lizenzen, welche die Nachnutzung durch Dritte erlauben? 

Welche konkreten Maßnahmen sind insgesamt zur Verbesserung der Situation nötig? 

 

3. Wie kann eine größtmögliche Öffnung und der gleichzeitige, beste Schutz der berechtigten Rechte 

von Dritten (z. B. Persönlichkeitsrechte, Datenschutz, Betriebsgeheimnisse, Geheimschutz, 

Urheberrecht etc.) sichergestellt werden? Was ist geboten, um die Sicherheit und 

Vertrauenswürdigkeit der Daten zu gewährleisten, um etwa Manipulationsmöglichkeiten der 

offenen Datensätze zu verhindern? 

 

4. Im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD wurde vereinbart, dass die Bundesverwaltung eine 

Vorreiterrolle für die Bereitstellung offener Daten in einheitlichen maschinenlesbaren Formaten 

und unter freien Lizenzbedingungen einnehmen und dass seitens des Bundes ein Open-Data-

Portal für Bund, Länder und Kommunen bereitgestellt werden soll. Welche rechtlichen (z. B. 

Rechtsanspruch), technischen (z. B. Standardisierung) und organisatorischen Voraussetzungen 

und Rahmenbedingungen müssen geschaffen werden, um Open Data erfolgreich etablieren zu 

können? Inwieweit können Verwaltungen in Bund, Ländern und Kommunen rechtlich 

verpflichtet werden, bestimmte Daten für ein gemeinsames Open-Data-Portal bereitzustellen? Ist 

eine verbesserte Koordinierung zwischen den einzelnen Akteuren nötig? 

 

5. Wie sieht es mit den Kostenregelungen aus? Unter welchen Umständen sind entsprechende 

Kostenregelungen für die Bereitstellung von offenen Daten vertretbar oder geboten? Wie ist die 

möglicherweise entstehende Konkurrenz zwischen offenen Angeboten der Verwaltung und von 

kommerziellen Anbietern einzuschätzen? Sind aus Ihrer Sicht Rahmenbedingungen erforderlich, 

um die der öffentlichen Hand entstandenen Kosten für die Nutzung durch Private – insbesondere 

die wirtschaftliche Nutzung – auszugleichen?  
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6. Der vom Institut für Gesetzesfolgenabschätzung und Evaluation vorgelegte Evaluierungsbericht 

stellt fest, dass das Informationsfreiheitsgesetz (§ 11 IFG) im Hinblick auf die proaktive 

Informationspflicht der Behörden hinter Regelungen anderen Ländern zurückbleibt. Dadurch 

würden die Möglichkeiten einer proaktiven Informationstätigkeit als Präventionsmechanismus 

für Konflikte im Einzelfall nicht hinreichend genutzt (s. S. 450 des Berichts). Welche 

Entwicklungsmöglichkeiten sehen Sie im Hinblick auf Open Data durch eine Weiterentwicklung 

des Informationsfreiheitsrechtes des Bundes, wie sie auf Landesebene beispielsweise durch das 

Hamburgische Transparenzgesetz erfolgt ist? Was spricht für oder gegen die Vorlage eines eigenen 

Open Data Gesetzes? 

 

7. Welche Möglichkeiten der Partizipation und Weiterentwicklung hinsichtlich Open Data- und 

Open Government-Konzepten gibt es im Rahmen der Open Government Partnership? Wäre ein 

Beitritt Deutschlands aus Ihrer Sicht sinnvoll? 

 

8. Sind, und wenn ja welche, Maßnahmen nötig, um die Offenheit von innerhalb des Bundestages 

anfallenden Daten voranzutreiben?  

 

 
 


